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Die Evaluation des Bildungszeitgesetzes durch das Wirtschaftsministerium ist 

abgeschlossen. Die Ergebnisse sollen noch im ersten Quartal 2019 veröffent-

licht werden. Wir wollen mit der vorliegenden Broschüre über die die bisheri-

gen Erfahrungen mit dem Bildungszeitgesetz in Baden-Württemberg infor-

mieren und Vorschläge zu seiner Verbesserung machen.  

Das Bildungszeitgesetz wurde von der grün-roten Landesregierung im Juli 

2015 in Kraft gesetzt. Seitdem bieten DGB, Gewerkschaften und deren Bil-

dungseinrichtungen ein vielfältiges Angebot an Bildungsmaßnahmen zur po-

litischen und beruflichen Bildung sowie zur Ehrenamtsqualifizierung an.  

Insgesamt wurden mehr als 700 Träger anerkannt, die bereits im ersten Jahr mehr als 5.600 Bildungszeit-

angebote mit mehr als 30.000 Seminarteilnehmenden durchgeführt haben. Allerdings fehlt eine Berichts-

pflicht der Träger. Deshalb ist nicht immer bekannt, wie viele dieser Teilnehmenden tatsächlich die Bil-

dungszeit genutzt oder das Seminar in ihrer Freizeit besucht haben. 2017 nahmen 69 Prozent der 

Teilnehmenden Angebote der beruflichen Weiterbildung wahr, 21 Prozent Maßnahmen der politischen 

Bildung und zehn Prozent der Qualifizierungen für das Ehrenamt1.  

Nach dem Regierungswechsel 2016 haben Bündnis 90/DIE GRÜNEN und die CDU vereinbart2, das Bil-

dungszeitgesetz vorzeitig nach bereits zwei Jahren zu evaluieren. Anfang 2018 begann die Evaluation 

durch fbb-Nürnberg. Ein begleitender Beirat unter Beteiligung des DGB wie vom Bündnis Bildungszeit ge-

fordert wurde vom Ministerium abgelehnt. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften konnten ihre An-

forderungen an die Evaluierung lediglich mündlich bei einer einmalig tagenden Arbeitsgruppe auf Einla-

dung des Ministeriums und in schriftlicher Form übermitteln. 

Im März 2018 wurde der Teilnehmendenfragebogen bekannt, der vom DGB, seinen Gewerkschaften und 

dem Bündnis Bildungszeit wegen inhaltlicher und methodischer Mängel scharf kritisiert wurde. Im Rah-

men einer Pressekonferenz wurden daher ein sofortiger Stopp der Befragung  und die Überarbeitung des 

Fragebogens gefordert. Das hatte Ministerin Hoffmeister-Kraut (CDU) grundsätzlich abgelehnt. Der DGB 

und das Bündnis Bildungszeit zweifeln die wissenschaftliche Validität der Evaluation an. Sie haben daher 

die Fragebögen nicht an Teilnehmende weitergeleitet. Im zunächst vorgegebenen Zeitraum wurden im 

Ergebnis laut Landesregierung darum nur 233 ausgefüllte Fragebögen an fbb-Nürnberg übermittelt. Für 

eine wissenschaftlich gesicherte Datenbasis ist dies deutlich zu wenig.  

                                                             
1 Landtag Baden-Württemberg, Drucksache 16/4069 
2 Koalitionsvertrag S. 90 und Nebenabrede (siehe Seite 6) 

Vorwort 
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Für die Befragung ausgewählter Betriebs- und Personalräte  haben der DGB und die Gewerkschaften trotz 

ihrer Kritik an der Teilnehmendenbefragung entsprechende Kontakte vermittelt. Gewerkschaften und Ver-

bände im Bündnis Bildungszeit haben sich auch an der Trägerbefragung aktiv beteiligt. 

Erste Erfahrungen zeigen, dass es in einigen Teilbereichen des Bildungszeitgesetzes Baden-Württemberg 

Verbesserungs-bedarf gibt. Dies gilt etwa für die Dauer der Bildungsmaßnahmen, den Anspruch von Aus-

zubildenden, dual Studierenden und Lehrkräften, die Übertragung der Bildungszeit auf Folgejahre sowie 

für Fragen der Zertifizierung von Trägern, etc. Dazu machen wir in der vorliegenden Broschüre konkrete 

Vorschläge. Auch zu den Vorschlägen des Normenkontrollrates geben wir eine Einschätzung ab. Zudem 

enthält diese Broschüre einen Überblick der gewerkschaftlichen Weiterbildungsangeboten der vergange-

nen Jahre. 

 

Martin Kunzmann 

DGB-Bezirksvorsitzender  
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„Von den Tarifparteien erwarten wir, dass sie die Qualifizierung von un- und angelernten Arbeitnehmerin-

nen und Arbeit-nehmern systematisch angehen. Sowohl die Aus- wie die Weiterbildung müssen vom Land 

wie von den Tarifparteien auf die Anforderungen der Digitalisierung ausgerichtet werden. Wir werden 

überprüfen, ob das Bildungszeitgesetz diesen Anforderungen, gerade im Hinblick auf die Interessen von 

Handwerk und Mittelstand, gerecht wird. Das Bildungszeitgesetz wird deshalb nach zwei Jahren evaluiert 

und novelliert.“ 

(Koalitionsvertrag S. 90) 

 

 

„Wenn sich bei der Evaluierung keine gegenteiligen Anhaltspunkte ergeben, werden wir die Novellierung 

so ausgestalten, dass bei betriebsbezogenen Fortbildungen weiterhin der volle Anspruch an Freistellungen 

besteht. Bei Fortbildungen ohne betrieblichen Bezug werden bis zu zwei Urlaubstage mit den Freistellun-

gen verrechnet.“ 

Nebenabrede zum Koalitionsvertrag 

  

Koalitionsvertrag und  

Nebenabrede 
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Was haben „betriebsbezogene Fortbildungen“ mit dem Bildungszeitgesetz zu tun?  

Gar nichts! Die im Bildungszeitgesetz formulierte Abgrenzung zwischen betrieblicher Weiterbildung und 

beruflicher Weiterbildung im Rahmen der Bildungszeit wird durch die Formulierung in der Nebenabrede 

verwischt.  

Betriebliche berufliche Weiterbildung ist nach dem Bildungszeitgesetz gerade ausgeschlossen. Hier sind 

die Arbeitgeber in der Verantwortung nicht nur ihre Beschäftigten freizustellen, sondern auch die Kosten 

der Maßnahmen zu tragen. Soweit die Maßnahmen überwiegend im betrieblichen Interesse erfolgen ist 

auch eine Anrechnung auf die Bildungszeit ausgeschlossen.  

Ziel der Bildungszeit ist es, einen individuellen Freiraum für berufliche Weiterbildung unabhängig vom Ar-

beitgeber und dessen Verwertungsinteressen zu eröffnen. 

Auch das ILO Übereinkommen 140 über den bezahlten Bildungsurlaub aus dem Jahr 1974 nennt die Be-

reiche berufliche, allgemeine und politische sowie gewerkschaftliche Bildung als gleichberechtigte Zwecke 

für die Bildungsfreistellung. 

 

Profitieren auch un- und angelernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vom Bildungs-

zeitgesetz? 

Sowohl an der individuellen als auch an der betrieblichen Weiterbildung sind an- und ungelernte Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer in nur geringem Umfang beteiligt.  

Das Bildungszeitgesetz schafft zwar mit der fünftägigen bezahlten Freistellung für Personen mit niedrigen 

Einkünften und ohne Berufsabschluss die zeitlichen Freiräume, um grundsätzlich an einer Weiterbildung 

teilzunehmen. Die in der Regel hohen Kosten der konkreten Maßnahmen führen jedoch häufig zu einer 

finanziellen Überforderung dieses Personenkreises. Dies dürfte in vielen Fällen – soweit keine Förderun-

gen durch den Arbeitgeber oder Dritte möglich ist –eine Beteiligung an der Bildungszeit erheblich er-

schweren. 

Notwendig für eine bessere Beteiligung von un- und angelernten Beschäftigten bei der Bildungszeit wären 

der Aufbau eines umfassenden Beratungsangebots über bestehende Fördermöglichkeiten und Bildungs-

angebote sowie eine Informationskampagne des Landes Baden-Württemberg zum Bildungszeitgesetz. 

 

 

Argumente 



8   DGBdiskurs 

Trägt das Bildungszeitgesetz dazu bei, die Herausforderungen der Digitalisierung zu bewäl-

tigen? 

Durch die Digitalisierung der Arbeitswelt stehen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Unternehmen und 

die Gesellschaft vor großen Herausforderungen. Soweit sich durch neue Arbeitstechniken, Maschinen oder 

Anlagen die konkrete Tätigkeit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern verändert, ist der Arbeitgeber 

für diese betrieblich erforderlichen Weiterbildungen verantwortlich und hat auch deren Kosten zu tragen. 

Darüber hinausgehende individuelle berufliche Weiterbildungsangebote können im Rahmen der Bildungs-

zeit wahrgenommen werden. Neben berufsfachlichen Maßnahmen sind hier auch Weiterbildungen im Be-

reich Sozialkompetenzen hilfreich, die nach Überzeugung der Wissenschaft zukünftig in der Arbeitswelt 

eine immer größere Rolle spielen werden. Fast 70% der Bildungszeitteilnehmerinnen und -teilnehmer 

nahmen 2017 an beruflichen Weiterbildungen teil, die in der Regel auch aktuelle Fragen, die sich aus der 

Digitalisierung der Arbeitswelt ergeben, berücksichtigen dürften3.  

Noch fehlen aber auch passende Bildungsangebote. Denn es ist noch nicht klar, welche konkreten Anfor-

derungen zukünftig an die Beschäftigten gestellt werden und über welche konkreten Kompetenzen Be-

schäftigte verfügen müssen. Die Sozialpartner in der Metall- und Elektroindustrie haben bereits mit einer 

Teilnovellierung der Ausbildungsberufe und „digitalen“ Zusatzqualifikationen reagiert. In der Weiterbil-

dung stehen entsprechende Verfahren noch aus. 

 

Welchen Beitrag leisten politische Bildung und Ehrenamtsqualifizierung bei der Bewälti-

gung der Digitalisierung? 

Die Herausforderungen durch die Digitalisierung sind jedoch nicht allein durch berufliche Weiterbildung zu 

bewältigen. Wir stehen auch vor großen gesellschaftspolitischen Herausforderungen. Viele Beschäftigte 

haben Angst vor den Folgen der Digitalisierung in Gesellschaft und Arbeitswelt oder glauben, dass der 

gesellschaftliche Zusammenhalt zukünftig nicht mehr gewährleistet ist. 

Deshalb kommt es jetzt darauf an, die Digitalisierung zu gestalten und den Beschäftigten Beteiligungs-

möglichkeiten aufzuzeigen. Dazu dienen vielfältige Weiterbildungsangebote – auch der Gewerkschaften – 

im Bereich der politischen Bildung und der Ehrenamtsqualifizierungen.  

                                                             
3 Drucksache 16/4069 S. 7 (Antrag SPD-Fraktion zur Evaluierung des Bildungszeitgesetzes). Die Daten 

sind nicht wissenschaftlich valide, da die Träger keiner Berichtspflicht unterliegen und die Angaben frei-

willig sind, vermitteln aber dennoch einen ersten Überblick über die Angebotsstruktur. 
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Diese Seminarangebote befassen sich nicht nur mit den technischen Anwendungsmöglichkeiten der Digi-

talisierung, sondern stellen auch die Frage, wie diese Technologien im Interesse aller „gestaltet“ werden 

können. Angebote anerkannter Träger haben sich z.B. mit den Themen „Wo bleibt der Mensch? – Gute, 

Digitale Arbeit“, „Arbeiten ohne Grenzen – Grenzenloses Arbeiten in einer globalisierten Welt“, „Fake 

News erkennen – Übersicht im Mediendschungel behalten“, „Algorithmen – Künstliche Intelligenz in der 

Arbeitswelt“ beschäftigt. Auch in der Ehrenamtsqualifizierung für Mitglieder in Berufsbildungsausschüs-

sen der zuständigen Stellen wurden die Folgen der Digitalisierung auf die Aus- und Weiterbildung und die 

Gestaltungsmöglichkeiten der zuständigen Stellen bearbeitet4.  

 

Welchen Nutzen haben die Unternehmen im Land – insbesondere Handwerk und Mittel-

stand – von der Bildungszeit? 

Die Bildungszeit wurde von den Beschäftigten im Jahr 2017 zu fast 70% für berufliche Weiterbildungen 

genutzt. (Die politische Bildung mit 21% bzw. die Ehrenamtsqualifizierung mit 10% spielen nur eine un-

tergeordnete Rolle5.  

Diese hohe Motivation der Beschäftigten zur individuellen beruflichen Weiterbildung hilft den Fachkräf-

tebedarf in Baden-Württemberg auch zukünftig zu decken. Davon profitieren auch die Unternehmen im 

Land.  

Arbeitgeber, die ihre Beschäftigten für die Bildungszeit freistellen, tragen zu einer besseren Arbeitsqualität 

bei, erhöhen die Produktivität und Zufriedenheit ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und können ihr 

Image nach innen und außen verbessern. 

 

 

 

 

 

                                                             
4 vgl. die Übersicht gewerkschaftlicher Angebote im Anhang 
5 Drucksache 16/4069, S. 7 (Antrag SPD-Fraktion zur Evaluierung des Bildungszeitgesetzes) 
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Welche Kosten kommen auf die Betriebe zu6 

Zunächst muss darauf hingewiesen werden, dass die Kosten für eine Weiterbildung nach Bildungszeitge-

setz zwischen Beschäftigten und Arbeitgebern aufgeteilt werden: der Arbeitgeber übernimmt die Lohn-

fortzahlungskosten während der Bildungszeit, die Beschäftigten (oder der Bildungsträger) tragen in der 

Regel die Kosten der Maßnahme. Dabei liegen die Kosten der Maßnahme häufig über den Kosten der 

Lohnfortzahlung. Dies ist eine faire Kostenteilung im Rahmen des Bildungszeitgesetzes. 

Die tatsächlichen Kosten für die Lohnfortzahlung der Arbeitgeber sind gering. Selbst wenn alle anspruchs-

berechtigten Arbeitnehmer, also 10% der Belegschaft, Bildungszeit in Anspruch nehmen würden, lägen 

die Kosten bei unter 0,1% der Gesamtkosten eines Unternehmen. Dies gilt selbst dann, wenn immer alle 

Beschäftigten ihren Freistellungsanspruch von 5 Tagen vollumfänglich nutzen. Bei realistischeren Zahlen 

der Inanspruchnahme, also z.B. zwei  bis drei Prozent Beteiligung, sinken die Kosten entsprechend. Ange-

sichts der Vorteile durch berufliche, politische Weiterbildung und Ehrenamtsqualifizierung für Betrieb und 

Gesellschaft ist dies keine Überforderung der Arbeitgeberseite.  

In Hessen wurden zuletzt 2007/2008 die freistellungsbedingten Personalkosten hessischer Arbeitgeber 

geschätzt: Die Kosten für die Lohnfortzahlung während der Bildungsfreistellung wurden unter Berücksich-

tigung des beruflichen Status der anspruchsberechtigten freigestellten Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

(insgesamt knapp über 10.200 in beiden Jahren) auf der Basis des Durchschnittsverdienstes der sozialver-

sicherungspflichtig Beschäftigten bzw. Auszubildenden und unter Einbeziehung der Arbeitgeberbeiträge 

zur Sozialversicherung geschätzt. Auf die privatwirtschaftlichen Arbeitgeber bezogen, ergeben sich nach 

der oben beschriebenen Modellrechnung im Berichtszeitraum 2007/2008 für die Teilnehmenden aus der 

Privatwirtschaft insgesamt rund 16 Mio. Euro freistellungsbedingte Personalkosten. Dies entspricht einem 

Anteil von rund 0,01 Prozent an den Gesamtpersonalkosten der hessischen Privatwirtschaft.7  

Das Land Berlin hat 2006 am Projekt „Landesweiterbildungs- und Freistellungsrecht im Informationskos-

tenvergleich“ nach dem Standard-Kosten-Modell (SKM) teilgenommen. Neben Berlin waren fünf weiter 

Bundesländer beteiligt (Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig- Holstein). Da-

nach sind die die Aufwendungen der Träger deutlich höher als die Kosten der Arbeitgeberseite.8  

                                                             
6 Umfassende Darstellung zu den Kosten und weiterer Aspekte der Bildungsfreistellungsgesetze in den 

Bundesländern finden sich in der Drucksache 17/4786 des Deutschen Bundestags vom 16.02.2011 
7 Deutscher Bundestag Drucksache 17/4786, S. 9 
8 Deutscher Bundestag Drucksache 17/4786, S. 8 



    11 

Auf Grund der unterschiedlichen Ausgestaltungen der Freistellungsgesetze sind die Kosten nicht direkt 

vergleichbar, können aber dennoch die Größenordnung der Kostenverteilung vermitteln.9 

 

Werden die Interessen von Handwerk und Mittelstand durch das Bildungszeitgesetz ange-

messen berücksichtigt? 

Arbeitgeber können Anträge auf Bildungszeit immer dann ablehnen, wenn dringende betriebliche Belange 

im Sinne des Bundesurlaubsgesetzes einer Genehmigung entgegenstehen.  

Um eine Überforderung von Handwerk und Mittelstand zu vermeiden hat der Gesetzgeber 2015 die Ab-

lehnung von Bildungszeitanträgen in Kleinbetrieben mit weniger als zehn Beschäftigten (Kleinbetriebs-

klausel) erleichtert. Hinzu kommt die Möglichkeit Bildungszeitanträge dann abzulehnen, wenn bereits 

10% der Bildungszeit, die den Beschäftigten zusteht, genommen oder genehmigt wurde (Überforderungs-

klausel). Allerdings werden beide Klauseln in der Praxis nicht benötigt. Die Ablehnungsmöglichkeiten we-

gen dringende betriebliche Belange im Sinne von §7 Bundesurlaubsgesetz oder genehmigter Urlaubsan-

träge anderer Beschäftigter reichen in der Praxis aus. 

 

Warum brauchen wir weiterhin fünf Tage Bildungszeit für die individuelle berufliche Bil-

dung? 

Bildungszeit unterstützt Beschäftigte bei ihrer persönlichen berufsbezogenen Weiterbildungsstrategie un-

abhängig von den Verwertungsinteressen des Arbeitgebers. Die Beschäftigten leisten damit einen wichti-

gen Beitrag zur Sicherung des Fachkräftebedarfs.  

 

Warum brauchen wir weiterhin fünf Tage Bildungszeit für die politische Bildung? 

Die Globalisierung, die Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft und weltweite Migrationsbewe-

gungen verunsichern viele Menschen. Rechtspopulistische Parteien und Bewegungen agieren in Deutsch-

land und Europa mit Erfolg und überzeugen immer mehr Menschen mit scheinbar einfachen Antworten 

auf komplexe Sachverhalte. Der gesellschaftliche Zusammenhalt ist gefährdet.- 

                                                             
9 Deutscher Bundestag Drucksache 17/4786, S. 9 
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Politische Bildung kann einen wichtigen Beitrag dazu leisten, den populistischen Vereinfachern das Leben 

schwerer zu machen und die Menschen im Land darin bestärken, sich selbstbewusst in die Gestaltung von 

Politik und Gesellschaft einzubringen.  

Wann, wenn nicht jetzt, ist eine Stärkung der politische Bildung notwendig? 

 

Warum brauchen wir weiterhin fünf Tage Bildungszeit für die Ehrenamtsqualifizierung? 

Baden-Württemberg ist Ehrenamtsland. Bildungszeit für Ehrenamtsqualifikationen ist ein wichtiger Bau-

stein, um auch zukünftig Menschen für das Ehrenamt zu gewinnen und die Qualität ehrenamtlichen Enga-

gements zu verbessern. 

Gewerkschaften, aber auch Kirchen, Sport und viele weitere Verbände nutzen die Bildungszeit inzwischen 

erfolgreich für die Qualifizierung von Ehrenamtlichen. 

 

Was ist von den Empfehlungen des Normenkontrollrates zur Bildungszeit zu halten? 

Nr. 33 Einfachere Zertifizierung der Anbieter von Veranstaltungen nach dem Bildungszeitgesetz  

Der Normenkontrollrat sieht vor, die Anerkennung von Bildungseinrichtungen von Kammern und Berufs-

verbänden zu erleichtern, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. Dadurch soll auch die Beteili-

gung von kleineren Bildungsanbietern mit ihren spezifischen Angeboten im Rahmen der Bildungszeit ver-

bessert werden.  

Die Empfehlung geht nicht weit genug. Bei allen Bildungseinrichtungen, die bereits seit vielen Jahren 

Maßnahmen anbieten und dabei nach dem Weiterbildungsgesetz durch das Land gefördert werden, gilt 

das Argument, dass die hohen Anforderungen an die Zertifizierung nach Bildungszeitgesetz keinen zu-

sätzlichen Nutzen hinsichtlich der Qualitätssicherung bringen. Der Status einer Körperschaft öffentlichen 

Rechts ist ein zu enges Kriterium, um die vom Normenkontrollrat formulierten Ziele zu erreichen. Berufs-

verbände sind zudem auch keine Körperschaften des öffentlichen Rechts. 

 

Nr. 34 Schwellenwerte im Bildungszeitgesetz einführen 
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Bereits jetzt können Kleinbetriebe mit weniger als zehn Beschäftigten Anträge auf Bildungszeit ohne wei-

tere Gründe ablehnen. Größere Betriebe können Anträge nur ablehnen, soweit dringende betriebliche Be-

lange im Sinne von §7 Bundesurlaubsgesetz oder genehmigte Urlaubsanträge anderer Beschäftigter ent-

gegenstehen. Darüber hinaus werden alle Betriebe durch die Überforderungsklausel in § 7 

Bildungszeitgesetz geschützt. Danach können Bildungszeitanträge ablehnt werden, soweit bereits 10% 

der Beschäftigten die ihnen zustehende Bildungszeit genommen bzw. beantragt haben. 

Bereits jetzt werden durch die Kleinbetriebsklausel mehr als 90% der Betriebe geschützt. Die Einführung 

eines Schwellenwertes von 20 Beschäftigten würde dazu führen, dass die ohnehin geringe Weiterbil-

dungsbeteiligung von Beschäftigten in Kleinbetrieben nicht verbessert werden kann. Die Belastung der 

Betriebe durch das Verfahren überfordern die Betriebe nicht, da es Musterformulare, umfassende Informa-

tionen der Verbände und durch das Regierungspräsidium Karlsruhe sowie eine gesicherte Rechtsprechung 

zu § 7 Bundesurlaubsgesetz gibt. 

Die Empfehlung die im Gesetz vorgesehene Zustimmungsfiktion zu streichen könnte in der Praxis dazu 

führen, dass Arbeitgeber die Teilnahme an Bildungszeitmaßnahmen durch bloße Nichtbearbeitung von 

entsprechenden Anträgen verhindern könnten. Dies wäre eine unangemessene Benachteiligung der Be-

schäftigten im Land. 
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Sieht der DGB beim Bildungszeitgesetz auch Veränderungsbedarfe? 

 

Der DGB-Bezirk Baden-Württemberg hat den Entstehungsprozess der Bildungszeit eng begleitet und hat 

auch zum Gesetzentwurf Stellung bezogen. Der DGB steht weiter zu seinen in diesem Zusammenhang 

formulierten gewerkschaftlichen Anforderungen an das Bildungszeitgesetz. Darüber hinaus haben sich 

seit 2015 aus der praktischen Anwendung der Bildungszeit Veränderungsbedarfe ergeben: 

 

1. Ausweitung auf allgemeine und kulturelle Weiterbildung und Klarstellung zur politische Bildung 

Bislang sind nur Teilbereiche der allgemeinen Bildung (z.B. das Nachholen von Schulabschlüssen sowie 

Maßnahmen der Alphabetisierung) im Rahmen der Bildungszeit möglich. Umfang und Reichweite der po-

litischen Bildung mussten nach 2015 mehrfach gerichtlich geklärt werden.  

Der DGB steht weiter für eine Ausweitung im Bereich der allgemeinen und kulturellen Bildung. Der Um-

fang der politischen Bildung sollte mit Blick auf die Rechtsprechung im Gesetz klargestellt werden. 

 

2. Anspruchsberechtigte: dual Studierende 

Bislang haben nur die dual Studierenden an der DHBW einen, wenn auch eingeschränkten, Anspruch auf 

Bildungszeit. Neben den Studierenden der DHBW gibt es weitere ca. 1.000 dual Studierende vorwiegend 

an Hochschulen für angewandte Wissenschaften in kooperativen Studiengängen. Auch diese dual Studie-

renden sollten einen Anspruch auf Bildungszeit erhalten.  

 

3. Anspruch auf Bildungszeit von Auszubildenden, dual Studierenden und Lehrkräften  

Auszubildende und dual Studierende haben derzeit nur einen eingeschränkten Anspruch auf Bildungszeit. 

Ihnen stehen nur fünf Tage während der gesamten Ausbildungsdauer beschränkt auf die politische Bil-

dung und die Ehrenamtsqualifizierung zu. 

Die Sonderregelungen beim Umfang und Lage der Bildungszeit bei Auszubildenden, dual Studierenden 

und Lehrkräften sind ersatzlos zu streichen. 

 

Positionen 
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4. Übertragung auf Folgejahre 

Der Anspruch auf Bildungszeit sollte mindestens auf das Folgejahr übertragbar sein. Darüber hinaus soll-

ten tarifliche, betriebliche oder einzelvertragliche Regelungen eine Kumulierung auch über längere Zeit-

räume ermöglichen können. 

 

5. Wartezeit reduzieren 

Verkürzung der Wartezeit für die Entstehung des erstmaligen Anspruchs von derzeit 12 Monaten auf 

sechs Monate Beschäftigungs- bzw. Ausbildungsdauer, damit auch viele befristet Beschäftigte die Bil-

dungszeit nutzen können. 

 

6. Anrechnung 

Die aktuelle Regelung zur Anrechnung ist unklar und erzeugt Unsicherheiten bei Arbeitgebern und Arbeit-

nehmern – insbesondere die Abgrenzung von Maßnahmen, die überwiegend betriebsinternen Erfordernis-

sen dienen, kann zu Auseinandersetzungen im Betrieb führen. In der Praxis hat die Regelung aber prak-

tisch keine Bedeutung und sollte daher ersatzlos gestrichen werden. 

 

6. Zeitumfang von Bildungsmaßnahmen 

Der tagesdurchschnittliche Unterrichtsumfang von derzeit mindestens sechs Zeitstunden, sollte auf sechs 

Einheiten zu je 45 Minuten reduziert werden. Dies würde den Regelungen in den anderen Bundesländern 

entsprechen. Die Angebotsvielfalt für die Beschäftigten würde sich deutlich erhöhen, da bislang nur spezi-

ell für Baden-Württemberg konzipierte Maßnahmen mit mindestens sechs Zeitstunden angeboten werden 

konnten. Auch um nachhaltige Lernerfolge zu erzielen, sind die derzeit vorgesehenen sechs Zeitstunden 

deutlich zu lang. Zudem würde der Zugang auf Grund von langen Anreisewegen zu eintägigen landeswei-

ten Bildungsangeboten in unserem Flächenland erleichtert. 

 

7. Antragsverfahren beim Arbeitgeber 

Verkürzung der Antragsfrist von derzeit acht Wochen auf sechs Wochen, um auch aktuelle Themen 

schneller anbieten zu können. 
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8. Schutzklauseln 

Streichung der Kleinbetriebs- und Überforderungsklauseln im Gesetz, da diese keine praktische Relevanz 

haben. 

 

9. Trägeranerkennung 

Pauschale Anerkennung der Träger, die bereits nach dem Weiterbildungsgesetz Baden-Württemberg vom 

Land gefördert werden, statt umfassende Prüfung und Nachweise wie derzeit vorgesehen. Dies wäre auch 

ein Beitrag zur Entbürokratisierung.  

 

10. Ehrenamtsqualifizierung 

Ausdrückliche Aufnahme ehrenamtlicher Tätigkeiten in Betrieben und Gewerkschaften (Vertrauensleute-

Körper, Funktionen in Gewerkschaften und Dachverbänden). 

 

11. Trägeranerkennung 

Entbürokratisierung und Vereinfachung der Verfahren -  insbesondere im Bereich der Träger der Ehren-

amtsqualifizierung und Festlegung der Fristen zur Anerkennung auf max. drei Monate, auch wenn die 

Prüfung der Gleichwertigkeit eines Gütesiegels vorgenommen werden muss (Die Gütesiegel sind zwi-

schenzeitlich bekannt bzw. können innerhalb von 3 Monaten geprüft werden). 

 

12. Öffentlichkeitsarbeit des RP Karlsruhe und Landeskampagne 

Erstellung einer Datenbank mit Suchfunktion zu den anerkannten Trägern sowie zu deren Weiterbildungs-

angeboten. Durchführung einer Landeskampagne zur Bildungszeit. 

 

13. Berichtspflicht 

Überprüfung der Auswirkungen des Gesetzes alle fünf Jahre auf der Grundlage einer durch Rechtsverord-

nung zu konkretisierenden jährlichen Berichtspflicht der anerkannten Träger. 
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Auszug aus dem Angebot nach Bildungszeitgesetz durch gewerkschaftliche Anbieter: 

 

Titel Inhalt Bildungsbereich Zielgruppe Veranstalter 

Aktiv im Berufs-

bildungsaus-

schuss 

Grundlagen nach 

Berufsbildungsge-

setz, Ausbildungs-

marktstatistik, Neu-

ordnung Übergang 

Schule Beruf, Aus-

bildungsqualität, 

duales Studium, 

Ausbildung 4.0 

Ehrenamtsqua-

lifizierung 

Mitglieder in Be-

rufsbildungsaus-

schüssen 

DGB Bildungs-

werk Baden-

Württemberg e.V. 

Qualifizierung 

von Mentorinnen 

und Mentoren in 

Betrieben für 

Grundbildung in 

der Arbeitswelt 

Unterstützung von 

funktionalen Anal-

phabeten in der Ar-

beitswelt beim Zu-

gang zur 

Grundbildung 

Ehrenamtsqua-

lifizierung 

interessierte Be-

schäftigte 

DGB-Bildungs-

werk Bund, DGB 

Bildungswerk Ba-

den-Württemberg 

e.V. 

Teamerausbil-

dung "Projekt 

Demokratie und 

Mitbestimmung" 

Rechte von Auszu-

bildenden in der Ar-

beitswelt, Rolle von 

Gewerkschaften im 

politischen und wirt-

schaftlichen System 

 

Ehrenamtsqua-

lifizierung 

gewerkschaftlich 

interessierte Aus-

zubildende und 

Studierende 

DGB-Bildungs-

werk Baden-

Württemberg e.V. 

Öffentlichkeitsar-

beit und Projekt-

management 

 
Ehrenamtsqua-

lifizierung 

Ehrenamtliche in 

DGB Stadt- und 

Kreisverbänden 

 

DGB-Bildungs-

werk Baden-

Württemberg e.V. 

Anhang 
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Titel Inhalt Bildungsbereich Zielgruppe Veranstalter 

Arbeits- und Sozi-

alrichterschulung 

Erfahrungsaus-

tausch und Vernet-

zung, Grundlagen 

und rechtliche Rah-

menbedingungen 

der ehrenamtlichen 

Tätigkeit als Arbeits- 

und Sozialrichter, 

aktuelle Rechtspre-

chung 

 

Ehrenamtsqua-

lifizierung 

Ehrenamtliche Ar-

beits- und Sozial-

richter, Interes-

sierte 

DGB-Bildungs-

werk Baden-

Württemberg e.V. 

Flucht, Ankom-

men und Arbeits-

marktintegration 

- Chancen und 

Hürden für Ge-

flüchtete 

Fluchtursachen, 

rechtliche Grundla-

gen des europäi-

schen und deut-

schen Asylrechts, 

Zugang zum Ar-

beitsmarkt und Aus-

bildung 

 

Ehrenamtsqua-

lifizierung 

Aktive in Flücht-

lingshelferkreisen 

verdi GBP 

Fake News er-

kennen - Über-

sicht im Medi-

endschungel 

behalten 

Entwicklung der 

Medienlandschaft, 

öffentlich-rechtlicher 

und private Medien, 

gesellschaftliche 

und politische Ent-

wicklungen 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

verdi GBP 
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Titel Inhalt Bildungsbereich Zielgruppe Veranstalter 

Aufstehen gegen 

Rassismus - 

Stammtischkämp-

fer/innen aktiv! 

Strategien gegen 

Rassismus und 

Fremdenfeindlich-

keit 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

verdi GBP 

Rechtspopulismus 

nicht mit uns 

Hintergründe und 

Entwicklung rechts-

populistischer und 

nationalistischer Po-

sitionen 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

verdi GBP 

Europa - Die EU 

als global Player 

Europäische Institu-

tionen und deren 

Handlungsmacht: 

Euro, Außen- und 

Innenpolitik, Ar-

beitsmärkte in Eu-

ropa 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

verdi GBP 

Die Würde des 

Menschen ist un-

antastbar - Men-

schenrecht welt-

weit 

Entwicklung von 

Menschen- und 

Grundrechten mit 

Schwerpunkt Arbeit 

und Sozialstandards 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

verdi GBP 

Arbeitnehmer(in-

nen) in Betrieb, 

Wirtschaft und 

Gesellschaft 

 

Wirtschaftsordnung, 

Interessenvertre-

tung, Mitbestim-

mung 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

IGM Bildungs-

stätte Lohr Bad 

Orb 
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Titel Inhalt Bildungsbereich Zielgruppe Veranstalter 

Europa - von der 

Idee zur Krise 

Geschichte der EU, 

Aufgaben von Ge-

werkschaften in der 

EU, Sozialstandards 

und europäischer 

Arbeitsmarkt 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

IGM Bildungs-

stätte Lohr Bad 

Orb 

Integration von 

Geflüchteten - 

Vorteil für alle 

Fluchtursachen, 

Asylrecht, Arbeitsin-

tegration, Aufgabe 

von betrieblichen  

Mitbestimmungs-

gremien 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

IGM Bildungs-

stätte Lohr Bad 

Orb 

Migrationsland 

Deutschland 

Migrationsge-

schichte, rechtlicher 

Rahmen der Zuwan-

derung, gesell-

schaftspolitische 

Folgen, Rechtspopu-

lismus 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

IGM Bildungs-

stätte Lohr Bad 

Orb 

„Fake news“? 

„Lügenpresse“? 

Rechtspopulistische 

Argumentations-

muster und wie In-

formationen wirklich 

entstehen! 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

IGM Bildungs-

stätte Lohr Bad 

Orb 
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Titel Inhalt Bildungsbereich Zielgruppe Veranstalter 

Jugend gestaltet 

Zukunft 

Junge Arbeitnehmer 

in Betrieb, Wirt-

schaft und Gesell-

schaft 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

IGM Bildungs-

stätte Lohr Bad 

Orb 

Industrie 4.0 - Al-

les digital 

Digitalisierung der 

Arbeitswelt und Fol-

gen für die Beschäf-

tigten 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

IGM Bildungs-

stätte Lohr Bad 

Orb 

Transformation 

der Automobilin-

dustrie 

ökologische Mobili-

tätskonzepte, auto-

nomes Fahren, al-

ternativer 

Antriebsstrang, Fol-

gen für Beschäf-

tigte, Veränderun-

gen in der Aus- und 

Weiterbildung 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

IGM Bildungs-

stätte Lohr Bad 

Orb 

Führen und Lei-

ten für Vorge-

setzte der mittle-

ren 

Führungsebene 

 

Führungskompeten-

zen 

Berufliche Bil-

dung 

Beschäftigte mit 

Führungsaufga-

ben 

IGM Bildungs-

stätte Lohr Bad 

Orb 

Zeitung machen 

in der Arbeitswelt 

Funktion, rechtliche 

Vorgaben, inhaltli-

che Ausgestaltung 

Ehrenamtsqua-

lifizierung 

Redakteure von 

Betriebszeitungen 

DGB-Bildungs-

werk Bund 
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Titel Inhalt Bildungsbereich Zielgruppe Veranstalter 

Digitalisierung 

und Arbeit 4.0 

Auswirkungen auf 

Mensch und Betrieb, 

Aus- und Weiterbil-

dung 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

IG BCE Bildungs-

zentrum Haltern 

am See 

Rechtspopulis-

mus, Demokratie 

und Solidarität 

Wurzeln von 

Rechtspopulismus, 

Auswirkungen auf 

Demokratie und Ge-

sellschaft 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftigte 

IG BCE Bildungs-

zentrum Haltern 

am See 

Geplant 2019 
    

Wir gestalten 

mit! Kommunal-

wahlen 2019 

Wohnungsbau, 

Schule und Bildung, 

Stadtentwicklung, 

Einfluss- und Gestal-

tungsmöglichkeiten 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

ver.di GPB 

Europawahl 2019 Europäische Union, 

Wahlrecht, Aufga-

ben des Europapar-

laments 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

ver.di GPB 

Darf der das der 

Arbeitgeber? 

Grundlagen des in-

dividuellen Arbeits-

rechts 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

ver.di GPB 
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Titel Inhalt Bildungsbereich Zielgruppe Veranstalter 

Was machen Be-

triebsräte und 

Personalräte? 

Wozu sind Ge-

werkschaften da? 

 

Grundlagen des kol-

lektiven Arbeits-

rechts 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

ver.di GPB 

Tarifverträge er-

kämpfen und ab-

sichern - geht 

mich das auch 

an? 

 

Kollektives Arbeits-

recht 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

ver.di GPB 

Was hat Europa 

an meinem Ar-

beitsplatz zu su-

chen? 

 

Europäisches Ar-

beitsrecht 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

ver.di GPB 

Am Arbeitsplatz 

Stress ohne Ende 

- gewaltfreie 

Kommunikation 

Persönlichkeitsstär-

kung, Stressbewälti-

gung 

Berufliche Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

ver.di GPB 

Algorithmen - 

Künstliche Intelli-

genz in der Ar-

beitswelt 

Orientierungswissen  

Digitalisierung der 

Arbeitswelt im ge-

sellschaftlichen und 

politischen Kontext 

 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

ver.di GPB 
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Titel Inhalt Bildungsbereich Zielgruppe Veranstalter 

Die politische Di-

mension der 

Rente im Kontext 

der Demographie 

Funktion und Auf-

bau des Rentensys-

tems, Auswirkungen 

der demographi-

schen Entwicklung, 

aktuelle Diskussion 

um Grundrente 

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

IG BCE Bildungs-

zentrum Haltern 

am See 

Was darf der Ar-

beitgeber? 

Rechte und 

Pflichten aus dem 

Arbeitsvertrag 

Individuelles Ar-

beitsrecht  

Politische Bil-

dung 

interessierte Be-

schäftige 

IG BCE Bildungs-

zentrum Haltern 

am See 
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Kampagne von DGB und DGB Bildungswerk Bund zur Bildungszeit 

www.bildungszeit-nehmen.de  

mit Erklärfilm, Materialien, Links und weiteren Informationen zur Bildungszeit 

 

Bildungsangebote beim DGB Bildungswerk Baden-Württemberg e.V. 

www.dgb-bildungswerk-bw.de 

 

Informationen der Landesregierung 

Informationen zur Bildungszeit durch die Landesregierung (FAQ-Liste, Musterformulare, Liste der 

anerkannten Träger, etc.) unter 

www.bildungszeit-bw.de  

 

Bildungsangebote in Baden-Württemberg 

www.fortbildung-bw.de mit Suchfunktion Bildungszeit 

 

  

Informationen zur Bildungszeit 

http://www.bildungszeit-nehmen.de/
http://www.dgb-bildungswerk-bw.de/
http://www.bildungszeit-bw.de/
http://www.fortbildung-bw.de/
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Notizen 
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